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Berlin – Das „große politische Beben“
auf die psychische Krise der Jugendli-
chen im Land sei ausgeblieben, diagnos-
tiziert Quentin Gärtner, 18 Jahre alt, Spre-
cher der Bundesschülerkonferenz. Des-
wegen versucht er, es jetzt zu erzeugen.
Nicht allein, sondern mit Hilfe von Mi-
chael Hüther, Direktor des Instituts der
Deutschen Wirtschaft (IW). Dessen Wort
hat Gewicht. Gärtner und Hüther haben
geladen, das IW hat ein Papier veröffent-
licht. Titel: „Die ökonomische Bedeu-
tung der psychischen Gesundheit von
Schülerinnen und Schülern“.

Die Ausgangslage ist klar. Das Schul-
barometer der Robert-Bosch-Stiftung
fand, dass ein Viertel Schüler die Lebens-
qualität als gering einstufe. Jugendliche
haben Angst. 72 Prozent vor Krieg, 62
Prozent vor wirtschaftlichen Krisen, 57
Prozent sorgen sich um die Klimakrise,
fand eine Studie des Uni-Klinikums
Hamburg-Eppendorf. Diese Zahlen hät-
ten nicht dazu geführt, dass die Interes-
sen der Jüngeren in der Prioritätenliste
nach oben gerutscht seien, moniert Gärt-
ner, der Mitglied bei den Grünen ist.
Während der Corona-Pandemie rückten
Schulen in den öffentlichen Fokus, doch
„kaum war der Lockdown vorbei, war ja
alles andere wieder wichtiger“, sagt er. Al-
so probiert er es anders: Die Krise, sagt
Gärtner, habe das Potenzial, die Volks-
wirtschaft zu gefährden. Deswegen sitzt
Michael Hüther hier.

Der IW-Direktor referiert die Fakten:
Ein Fünftel der Jüngeren sei von psychi-
schen Auffälligkeiten betroffen, ein Drit-
tel sei einsam. Seit Corona habe sich die
Lage verbessert, aber nicht das Vor-Pan-
demie-Niveau erreicht. Besondere Risi-
kofaktoren seien Mobbing durch Gleich-
altrige und ein niedriger sozioökonomi-
scher Status der Familie. Neu sei die Ge-
fahr durch übermäßigen Konsum digita-
ler Medien. Bereits Grundschulkinder
nutzten Smartphones „oft unkontrol-
liert“. Es brauche Leitlinien. Psychische
Krankheiten führten signifikant häufi-
ger zu Schulabbrüchen, fügt Hüther hin-
zu. Werde ein Studium aufgenommen,
setzten sich die Probleme fort. 15 Pro-
zent der Studierenden mit psychischen
Erkrankungen denken darüber nach,
das Studium abzubrechen. In den ver-
gangenen zehn Jahren habe sich die Zahl
der Studierenden mit psychischen Er-
krankungen „nahezu verdoppelt“. Wenn
sich diese Belastungen fortsetzten, könn-
te das „für Gesellschaft und Wirtschaft
weitreichende negative Folgen haben“.

Gärtner formuliert es weniger diplo-
matisch: „Wenn wir nicht resilient sind,
wenn wir nicht belastbar sind“, könne
die Gesellschaft sich „das mit der Vertei-
digung abschminken“, die „volkswirt-
schaftliche Perspektive“ ebenfalls. Zu-
dem könne man nicht erwarten, dass
„unsere Demokratie so gefestigt bleibt,
wie sie ist, wenn es eine ganz große Grup-
pe von jungen Menschen gibt, die sich
nicht gehört, nicht gesehen“ fühlten.

Besondere Brisanz bekäme das The-
ma für die Volkswirtschaft laut Hüther,
weil sich das Land in einer „demografi-
schen Übergangssituation“ befinde. Frü-
her habe es „30 Bewerber auf eine Stelle
gegeben“, heute sei es eine Bewerbung
pro Stelle. Nicht nur in strukturschwa-
chen Regionen, auch etwa in Baden-
Württemberg sei das messbar. Sprich,
die Wirtschaft braucht jeden.

Zudem im Fokus: die Medienkompe-
tenz, wichtig auch um Falschinformati-
on zu erkennen. Gärtner findet, es sei
Aufgabe der Schule, Kindern und Ju-
gendlichen Selbstregulierung zu vermit-
teln. „Mir hat niemand erklärt, wie ich
nachts um drei aufhöre, Clash Royal zu
spielen, wenn am nächsten Tag Unter-
richt ist“, sagt er. Was also tun? Die Bun-
desschülerkonferenz hat einen Zehn-
Punkte-Plan erarbeitet, die wichtigste
Forderung sei mehr Personal in der Schu-
le. Die Lehrkräfte dürften nicht allein da-
stehen, sagt Gärtner der Süddeutschen
Zeitung. Von denen nämlich fühlen sich
laut Schulbarometer 78 Prozent nicht
ausreichend ausgebildet, um mit den
Herausforderungen ihrer Schüler umzu-
gehen. Es brauche: Psychologen, Schul-
sozialarbeiter, Mental-Health-Coaches.
Wenn man nicht auf junge Menschen
achte, sagt Gärtner, dann werde das für
die Gesellschaft teuer. Valerie Höhne
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Trier – „Der größte Fehler von Reinhard
Marx war die mangelnde Fürsorge für Be-
troffene“, sagt Lena Haase, Historikerin an
der Uni Trier. „Betroffene waren nicht prä-
sent.“ „Nicht annähernd“ sei die Bistums-
leitung ihrer Verantwortung für Betroffe-
ne von sexuellem Missbrauch nachgekom-
men. An diesem Donnerstag haben Wis-
senschaftler der Universität Trier ein Miss-
brauchsgutachten vorgestellt, das den Fo-
kus auf die Amtszeiten der Bischöfe Rein-
hard Marx und Stephan Ackermann legt.
Marx, heute Erzbischof von München und
Freising, war von 2002 bis 2008 Bischof
von Trier.

Marx und der Umgang mit Missbrauch:
Es ist ein wechselvolles Thema. Als er
2018, damals war er noch Chef der Bi-
schofskonferenz, gefragt wurde, ob er
oder einer seiner Mitbrüder an Rücktritt
denke, sagte er geradezu entrüstet:
„Nein.“ Doch im Mai 2021 machte der Kar-
dinal dann mit einem Rücktrittsgesuch an
Papst Franziskus Schlagzeilen, um „Mit-
verantwortung zu tragen für die Katastro-
phe des sexuellen Missbrauchs durch
Amtsträger der Kirche in den vergange-
nen Jahrzehnten“. Franziskus lehnte ab.

Im Januar 2022 veröffentlichte die Münch-
ner Kanzlei WSW das Gutachten für das
Erzbistum München. Auch in diesem Gut-
achten hatten die Rechtsanwälte Marx vor-
geworfen, „sich zu wenig persönlich um
Missbrauchsfälle gekümmert und diese
vor allem seiner Verwaltung überlassen zu
haben“.

Das Trierer Gutachten nun ist interes-
sant, weil es die Zeit vor 2010 in den Blick
nimmt. Das Jahr 2010 war für die katholi-
sche Kirche in Deutschland ein Wende-
punkt, weil erst da die ganze Dimension
der Missbrauchsfälle offenbar wurde. Da-
vor nahm die Mehrzahl der Bischöfe das
Thema nicht besonders ernst. Als Marx im
Frühjahr 2002 Bischof von Trier wurde, da
wurde die Kirche Irlands und der USA
schon von einer Flut von Meldungen er-
schüttert. Die deutschen Mitbrüder aber
sprachen noch von Einzelfällen, vom Pro-
blem der Amerikaner, das in dieser Breite
nicht auf Deutschland zutreffe.

Gleichwohl hatte sich die Deutsche Bi-
schofskonferenz bereits 2002 Leitlinien
zum Umgang mit Missbrauchsfällen gege-
ben. Darin war schon damals festgehal-
ten: Verdachtsfälle sollen aufgeklärt, kir-
chenrechtlich verfolgt und an die Strafver-
folgungsbehörden gemeldet werden. Au-

ßerdem solle man den Betroffenen Unter-
stützung zukommen lassen. Doch dies ist
offenbar in vielen Fällen unterblieben.

Deutlich wird dies an einem Fall aus
dem Ahrtahl. Ein Bürgermeister meldete
sich 2005 direkt bei Marx und berichtete
von einem Vikar, der Messdiener sexuell
belästige. Ausdrücklich forderte er von
Marx auch Unterstützung für die traumati-
sierten Jugendlichen. Die Gutachter schrei-
ben: „Laut Aktenlage muss davon ausge-
gangen werden, dass seitens des Bistums
keine Hilfsangebote für die in der Pfarrei
betroffenen Jugendlichen bereitgestellt
worden sind.“ An diesem Punkt seien die
Betroffenen „auf taube Ohren“ gestoßen.

Marx sagte nach Vorstellung der Stu-
die: „Mir ist nicht erinnerlich, dass mich
Betroffene während meiner Trierer Amts-
zeit um ein persönliches Gespräch gebe-
ten hätten. Ich mag mich aber täuschen.“
Er sei aber in der Vergangenheit nicht aus-
reichend sensibel gewesen und nicht aktiv
und systematisch auf Betroffene zugegan-
gen. „Betroffene haben in den vergange-
nen Jahren in vielen persönlichen Gesprä-
chen meinen Blick für das Versagen der In-
stitution geschärft.“

In der Trierer Amtszeit von Marx ka-
men zwölf Missbrauchsfälle neu auf den

Tisch, insgesamt konnten 21 Beschuldigte
und 35 Betroffene identifiziert werden. In
keinem einzigen neu bekannt geworde-
nen Missbrauchsfall sei die Staatsanwalt-
schaft informiert worden. In vier von
zwölf Fällen hatten Meldungen von Miss-
brauchstaten keine Konsequenzen für die
Beschuldigten, „die alten Gewohnheiten
der pastoralen Milde wirkten fort“. In vier
Fällen seien Beschuldigte in die Alten-
heim- oder Krankenhausseelsorge ver-
setzt worden, dies aber völlig ohne weitere
Überwachung.

Insgesamt wird Marx’ Rolle in dem Gut-
achten gemischt bewertet. Unter ihm sei
das Thema zunehmend zur „Chefsache“
geworden, schreiben die Forscher. Bei al-
len Defiziten sei Marx darum bemüht ge-
wesen, die Leitlinien als Handlungsnor-
men im Bistum zu etablieren. Der Pflicht
zur bistumsinternen Aufklärung sei er in
vielen Fällen nachgekommen. Auch aktive
Vertuschung und die früher übliche Pra-
xis, Täter von einer Pfarrei in die nächste
oder nach Übersee zu versetzen, seien un-
ter Marx nicht mehr vorgekommen.

Das Trierer Gutachten wurde – wie das
Münsteraner Gutachten – von Historikern
geschrieben, es bewertet also vor allem,
wie zu unterschiedlichen Zeiten mit Miss-

brauch umgegangen wurde. Starker juris-
tischer und moralischer Beurteilungen,
wie sie beispielsweise im Münchner Gut-
achten zu lesen waren, enthält es sich weit-
gehend. In der Wortwahl ist es nüchtern
und vorsichtig, Fallbeispiele werden nur
kursorisch beschrieben.

Betroffenen im Bistum Trier greift die
Studie deshalb zu kurz: Als „vertane Chan-
ce“ bezeichnet sie der Verein „MissBit“. Zu-
dem kritisiert der Verein, dass die Gutach-
ter nur Missbrauch an Minderjährigen
oder besonders schutzbedürftigen Er-
wachsenen berücksichtigen. Der Miss-
brauch von Erwachsenen war auch in den
meisten anderen diözesanen Gutachten
ausgeklammert worden.

Deshalb kommt auch der prominente
Fall der unter dem Pseudonym „Karin
Weißenfels“ auftretenden Missbrauchsbe-
troffenen nicht im Gutachten vor – dabei
hatte dieser sogar zur Verurteilung des
amtierenden Trierer Bischofs Stephan
Ackermann geführt. Weil Ackermann in ei-
ner internen Veranstaltung des Bistums
vor Dutzenden Mitarbeitern den Klarna-
men der Bistumsangestellten genannt hat-
te, musste er 20 000 Euro Schmerzens-
geld zahlen. Lena Haase sagte, die Unter-
suchung von Missbrauch an Erwachsenen
sei im Rahmen der Studie nicht leistbar ge-
wesen. „Ich würde mir aber sehr wün-
schen, dass Missbrauch an Erwachsenen
in Zukunft untersucht wird“, so die Histori-
kerin.

Die Amtszeit von Stephan Ackermann,
der von 2010 bis 2022 Missbrauchsbeauf-
tragter der Bischofskonferenz war, bewer-
ten die Gutachter ebenfalls gemischt. Un-
ter Ackermann seien 16 Beschuldigte er-
mittelt worden und 24 Betroffene. Bei der
Aufklärungspflicht habe das Bistum Fort-
schritte gemacht, allen neuen und auch
Altfällen sei konsequent nachgegangen
worden. Auch die Zusammenarbeit mit
den Strafverfolgungsbehörden habe sich
verbessert. An die 2010 erlassenen Leitli-
nien habe er sich gehalten.

Kritik üben die Gutachter an Acker-
manns Kommunikationspolitik: Gemein-
den wurden häufig spät oder gar nicht
über Missbrauchsfälle informiert. Als ein
Pastoralreferent einer Saarbrücker Ge-
meinde im Jahr 2011 zu einer Gesprächs-
veranstaltung über einen Missbrauchsfall
einlud, ließ Ackermann anordnen, dieser
Termin dürfe nicht stattfinden – ohne Er-
folg. Ackermann lädt am Nachmittag ins
Generalvikariat. „Sie haben den Satz in
den letzten Jahren oft gehört“, sagte er
dort, „und er mag für manche abgenutzt
klingen, aber für mich stimmt er nach wie
vor: Die Schilderungen dieses Berichts zu
lesen, schmerzt mich.“ Er könne ange-
sichts der begangenen Fehler nur um Ver-
zeihung bitten. Der Bericht zeige aber
auch, „dass ich und meine Mitarbeitenden
keinen dieser Fehler aus bösem Willen
oder vorsätzlich begangen haben“. Und
Marx sagte: „Mit dem Wissen von heute
würde ich manches anders machen. Ich bit-
te die Menschen um Verzeihung, denen
ich nicht gerecht geworden bin.“

München – Für Tara Andromeda Kurz ist
der 7. November 2024 eine Art zweiter Ge-
burtstag. An diesem Datum, sechs Tage
nach Inkrafttreten des Selbstbestim-
mungsgesetzes (SBGG), hat sie beim Stan-
desamt in Fürstenfeldbruck ihren selbst-
gewählten Namen eintragen lassen. „Seit-
dem bin ich auch im Auge des Staates end-
lich die Person, die ich tatsächlich bin“,
sagt die 26-Jährige.

Die Geschichte ihrer Namensänderung
ist für Tara Kurz auch eine Geschichte des
Wartens: Seit Ende 2020 weiß sie, dass sie
trans ist, etwa anderthalb Jahre später ent-
scheidet sie sich für den Namen Tara: „Ich
wusste, das ist der Name, den ich mein Le-
ben lang tragen will.“ Da war das Gesetz in
Planung. Es sollte noch zwei Jahre dauern,
bis Kurz es in Anspruch nehmen konnte.
Seit dem 1. November 2024 ermöglicht
das SBGG trans, nicht-binären und inter-
geschlechtlichen Menschen, ihren Perso-
nenstand beim Standesamt durch Selbst-
auskunft ändern zu lassen. Es hat das soge-
nannte Transsexuellengesetz (TSG) er-
setzt. „Geändert hat sich damit vor allem,
dass keinerlei Gerichtsverfahren, Gutach-
ten oder medizinische Atteste mehr nötig
sind“, sagt Susanna Roßbach. Die Juristin
forscht zum Thema Selbstbestimmung
und geschlechtliche Identität. Die Anforde-
rungen nach dem TSG, sagt sie, seien bis
zuletzt hoch gewesen.

In der Begründung zum SBGG ging die
Bundesregierung davon aus, dass etwa
4000 Personen pro Jahr die neue Rege-
lung in Anspruch nehmen würden. Im No-
vember 2024 aber, dem Monat des Inkraft-
tretens, ließen gleich mehr als 7000 Perso-
nen ihren Eintrag ändern.

Eine Sprecherin des Familienministeri-
ums begründet die zunächst höheren Zah-
len gegenüber der jährlichen Schätzung
mit einem „Rückstau, der daraus entstan-
den ist, dass viele Menschen auf das In-
krafttreten des Gesetzes gewartet haben“.

Bernhard Breuer ist Psychologe und hat
Hunderte Gutachten nach dem TSG ver-

fasst. „Die Verfahren waren unnötig lang
und teuer“, sagt er. Die Gutachten, die da-
für notwendig waren, galten zudem als an-
fällig für Diskriminierung. In den Begut-
achtungsprozessen seien oft übergriffige
Fragen gestellt worden, „zum Beispiel
nach sexuellen Missbrauchserfahrungen
oder nach Masturbationsvorlieben“, sagt
Roßbach. Fragen, die mit der geschlechtli-
chen Identität nichts zu tun hätten.

Viele trans Personen schlossen ein Ver-
fahren nach dem TSG kategorisch aus.
„Das hat mit meiner Würde als Mensch zu
tun“, sagt Tara Kurz. Sie empfand den vori-
gen Prozess als „große Ungerechtigkeit“.
Auch sie habe „Horrorgeschichten“ von
diskriminierenden Fragen während des
Verfahrens gehört. Psychologe Bernhard
Breuer kennt die Ängste der Betroffenen.
„Mir ist kein einziger Gutachter bekannt,
der so etwas gefragt hat“, sagt er. „Trotz-
dem löst die Abhängigkeit von Dritten in
diesem Prozess natürlich emotionalen
Stress aus.“

Auch Maso Günther hatte schon lange
den Wunsch nach der offiziellen Ände-
rung des Geschlechtseintrags und Vorna-
mens. „Wenn ich mich Leuten vorgestellt
habe, hatte ich oft das Gefühl, ich würde lü-
gen“, sagt die nichtbinäre Person über die
Zeit vor dem neuen Gesetz. Als das SBGG
in Kraft tritt, wird Günther schon etwa
zehn Jahre lang Maso genannt. Die offiziel-
len Dokumente im Februar 2025 in der
Hand zu halten, sei ein Gefühl von Befrei-
ung gewesen. „Das kann mir jetzt nie-
mand mehr wegnehmen“, sagt Günther.

Besonders die Angleichung auf der
Bankkarte sei eine Erleichterung gewe-
sen: „Wenn ich meine Karte rausgeholt ha-
be, dann stand da fett dieser Name drauf,
der nicht meiner war.“ Günther habe des-
halb jahrelang nur mit dem Smartphone
gezahlt. Erst nach der Änderung sei der
nichtbinären Person aufgefallen, wie tief
die Angst gesessen hätte, dass jemand den
abgelegten Namen sehen könnte. Auch
Bernhard Breuer bestätigt die große Er-

leichterung, die seine Klienten durch die
rechtliche Anerkennung erfahren haben.

Offizielle Zahlen dazu, wie häufig das
SBGG im ersten Jahr in Anspruch genom-
men wurde, will das Statistische Bundes-
amt im Sommer 2026 veröffentlichen. Ein
bundesweiter Rundruf der Süddeutschen
Zeitung bei 50 Stadtverwaltungen zeigt:
Die Zahlen der Personenstandsänderun-
gen seit November 2024 liegen durchweg
um ein Vielfaches höher als in früheren
Einjahreszeiträumen unter dem TSG.

In Hamburg berichten die Standesäm-
ter übereinstimmend von „jährlichen Fall-
zahlen im niedrigen einstelligen Bereich
pro Bezirk“, seit Einführung des Selbstbe-
stimmungsgesetzes gab es in Hamburg
914 Änderungen. In Frankfurt am Main
stieg die jährliche Zahl von elf auf 434;
auch München meldet einen Anstieg um
das Zehn- bis Elffache. Aber wie groß ist
der Anteil der Änderungen, die auf die ers-
ten Wochen nach Inkrafttreten zurückge-
hen, also auf die Personen, die auf das
SBGG gewartet haben?

Bei den größten deutschen Städten ist
der Nachholeffekt deutlich sichtbar: Die
Zahlen sind nach einem anfänglichen
Hoch schnell gesunken (für München lie-
gen keine entsprechenden Daten vor). Der
Andrang ist einer neuen Normalität gewi-
chen. Zehn weitere Großstädte zeigen ei-
nen vergleichbaren Verlauf. Auch Bern-
hard Breuer bestätigt, dass schon Monate
vor Inkrafttreten des neuen SBGG kaum
noch Anträge nach dem alten Transsexuel-
lengesetz gestellt wurden. Übereinstim-
mend berichten die Behörden von eher po-
sitiven Erfahrungen mit dem Selbstbe-
stimmungsgesetz trotz des Mehrauf-
wands. In Leipzig etwa, der Stadt mit den
meisten Fällen im November 2024, haben

die Standesbeamten eine gesamte Arbeits-
woche lang nur Anfragen zum Selbstbe-
stimmungsgesetz bearbeitet. In vielen
kleineren Städten und Gemeinden bewe-
gen sich die Fallzahlen weiterhin im niedri-
gen einstelligen Bereich pro Jahr.

Politisch war das Selbstbestimmungs-
gesetz immer stark umstritten, die Opposi-
tionsparteien Union, AfD und BSW stimm-
ten dagegen. Die rechtspolitische Spreche-
rin der Unionsfraktion Susanne Hierl for-
derte im August, „ernsthaft über eine Neu-
regelung zu sprechen“, weil die Personen-
standsänderung auch bei offensichtli-
chem Missbrauch des Gesetzes nicht ver-
hindert werden kann.

Einen Vorstoß in diese Richtung mach-
te Innenminister Alexander Dobrindt mit
der Forderung, die Änderungen von Na-
mens- und Geschlechtseintrag zusätzlich
im Melderegister kenntlich zu machen –
wegen möglicher Sicherheitslücken. Der
Vorschlag stieß auf viel Kritik, sowohl von
Koalitionspartnerin SPD als auch von
queeren Interessenverbänden. Der Fami-
lienausschuss begründete, die Änderung
sei nicht erforderlich: „Vielmehr missach-
tet sie den besonderen Schutzbedarf der
betroffenen Personengruppe und setzt sie
einem erhöhten Diskriminierungsrisiko
aus.“ Eine Abstimmung im Bundesrat zu
diesen Listungen wurde Mitte Oktober
kurzfristig zurückgezogen.

Beschlossen hingegen ist eine Evaluati-
on des Gesetzes im Sommer 2026, bei der
ein Schwerpunkt auf den Schutz von Frau-
en und Kindern sowie die Nachverfolgbar-
keit bei berechtigtem öffentlichen Interes-
se gelegt werden soll. Bernhard Breuer
kann die Evaluation des SBGG nachvollzie-
hen. Es ginge dabei allerdings vor allem
um Ausnahmefälle, und dabei gerate aus
dem Fokus, was eigentlich im Mittelpunkt
stehe, „dass Personen berechtigt sind,
selbst über ihre geschlechtliche Identität
Auskunft zu geben.“ Und das sehe immer-
hin auch das Bundesverfassungsgericht
so. Anahí Martina Sánchez, Berit Kruse
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Für den Sommer 2026 ist
eine Evaluation des
Gesetzes beschlossen
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Kein Ohr für Missbrauchsopfer
Bevor Reinhard Marx Erzbischof von München und Freising wurde, war er Bischof von Trier.

Ein Gutachten über diese Zeit attestiert ihm nun „mangelnde Fürsorge für Betroffene“.

Das Missbrauchsgutachten von Historikern der Universität Trier legt den Fokus auf die Amtszeit von Kardinal Reinhard Marx (li.) als Trierer Bischof sowie
die seines Nachfolgers Stephan Ackermann.  F O T O : H A R A L D T I T T E L / D P A

Wenn der eigene Name nicht mehr peinlich ist
Seit November 2024 kann jeder seinen Geschlechtseintrag beim Standesamt einfach ändern. Wie oft wird das Gesetz in Anspruch genommen?

Die Angst
der Jungen

Viele Kinder und Jugendliche
leiden unter psychischen

Krisen – die Wirtschaft warnt.

Wichtigste Forderung:
mehr Personal an Schulen

Kritiker sehen

das Trierer Gutachten

als „vertane Chance“
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